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Einleitung

Am 17. November 2010 verkündete der damalige deutsche Innenminister, Thomas de Maizière, dass für Deutschland 
eine veränderte Sicherheitslage gelte: Es gäbe Hinweise auf konkrete Anschlagsplanungen in Deutschland. Auf diese 
wurde mit verstärkter Polizeipräsenz in der Öffentlichkeit und weiteren, nicht öffentlichen Maßnahmen reagiert. Die 
Bedrohung durch den internationalen Terrorismus sei ein Grund zur Sorge, aber kein Grund zur Hysterie, so der 
Innenminister damals. In der anschließenden Debatte um die reale Bedrohung durch Terroristen wurde die Sinn-
haftigkeit solcher Terrorwarnungen diskutiert. Das Terrorwarnsystem der USA wurde als negativer Vergleich heran 
gezogen. Das einer Ampel nachempfundene Warnsystem befindet sich praktisch ständig auf gelb oder orange – der 
dritt- und zweithöchsten Warnstufe – und führt dadurch zu einer Abstumpfung der Bevölkerung gegenüber den 
vermeintlichen Gefahren. Des Weiteren wurden die unterschiedlichen Herangehensweisen Deutschlands und der 
USA analysiert. Doch bezog sich dies vor allem auf die innenpolitische Lage. In beiden Ländern liegt ein ähnliches 
strategisches Vorgehen zugrunde, die USA verfolgt dieses allerdings mit größerer Intensität als Deutschland. 

Der Krieg in Afghanistan wird ganz wesentlich mit dem Schutz vor terroristischen Angriffen auf westliche Staaten be-
gründet. Der folgende Artikel wird die Effektivität des Afghanistaneinsatzes zum Schutz vor terroristischen Angriffen 
anhand von drei Argumenten analysieren. Durch offensive Maßnahmen in Afghanistan sollen al Qaida sowohl erstens 
die Rekrutierungsgrundlage als auch zweitens die Rückzugsräume entzogen werden. Vor allem aber soll verhindert 
werden, dass den Terroristen der Zugriff auf nukleare Massenvernichtungswaffen aus Pakistan gelingt. Letzterer 
Aspekt hätte weitreichende Folgen für die defensiven Maßnahmen eines Landes wie Deutschland und verdeutlicht 
die Notwendigkeit des Kombinierens von internationalen, offensiven mit nationalen, defensiven Schutzmaßnahmen. 

Kurz vor der Verkündung der neuen Sicherheitslage für Deutschland sprach Dr. Stephen Biddle vom Council on 
Foreign Relations (CFR) am 11. November 2010 auf Einladung des Brandenburgischen Instituts für Gesellschaft und 
Sicherheit (BIGS) über „Strategies for the war on terror – integrating offence overseas with defensive precautions 
at home”. Dieser Vortrag bildet die Grundlage für diesen Aufsatz und die darin vorgelegten Schlussfolgerungen.1  
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Im Kampf gegen den internationalen Terrorismus hat ein 
Strategiewechsel stattgefunden. Defensive Maßnahmen werden mit 
offensiven kombiniert, wie der Einsatz in Afghanistan zeigt. Die Gründe für 
diesen Strategiewechsel und die Herausforderungen, die damit einhergehen, 
werden in diesem Aufsatz analysiert. 
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Vor allem in Deutschland wird der Nutzen der Präven-
tionsmaßnahmen diskutiert, seit sich Deutschland an 
den Mandaten Operation Enduring Freedom (OEF) 
und International Security Assistance Force (ISAF) 
mit eigenen Truppen direkt beteiligt. Die Aussage 
des ehemaligen Verteidigungsministers Peter Struck, 
dass die Sicherheit Deutschlands auch am Hindu-
kusch verteidigt wird, führt noch heute zu Kontro-
versen.2  Die Erfolge und Misserfolge dieser Strategie 
sind bisher nur zum Teil sichtbar. 

Die Logik des Interaktionseffektes zwischen der 
nationalen Präventionsstrategie und der internati-
onalen Offensivstrategie steht in diesem Beitrag im 
Mittelpunkt. Die Hypothese lautet, dass das Ver-
ständnis des Wirkungszusammenhangs zwischen 
präventiven und offensiven Maßnahmen zu einer 
Effizienzsteigerung bei der inländischen Terrorismus-
bekämpfung führen kann. 

Diese Hypothese wird durch drei kausal verknüpfte 
Argumente gestützt: 

Die offensiven Maßnahmen in Afghanistan re-
duzieren die Rekrutierungsmöglichkeiten der 
Terroristen. 

Durch die Aktionen im Ausland sollen die Terro-
risten in ihren Möglichkeiten zur Planung, Vorbe-
reitung etc. von Anschlägen beschränkt werden, 
indem ihnen die Rückzugsräume genommen 
werden. 

Offensive Maßnahmen verringern die Möglichkeit 
für Terroristen, an Massenvernichtungswaffen, 
vor allem Nuklearwaffen aus Pakistan, zu gelan-
gen. 

2

Interaktionseffekte zwischen nationaler und internationaler Strategie 
Die Ausgangsproblematik besteht in den Interaktionseffekten der zweigleisigen Strategie zur Bekämpfung 
des Terrorismus, die die USA seit den Anschlägen vom 11. September 2001 verfolgen. Die Verteidigungs-
maßnahmen im eigenen Land wurden um offensive Präventionsstrategien in anderen Ländern ergänzt. Diese 
doppelte Strategie ist im In- und Ausland sehr umstritten. 

Einflussnahme auf die Rekrutierung 
Offensive Maßnahmen führen dazu, dass die Rekrutierungsmöglichkeiten der Terroristen eingeschränkt wer-
den – diese Begründung wurde von der US-amerikanischen Regierung unter Präsident George W. Bush vorge-
bracht, um den Einmarsch im Irak zu rechtfertigen.3 Die US-Regierung argumentierte, dass sowohl Osama bin 
Laden als auch al Qaida eine Bedrohung für die Sicherheit der Bevölkerung in den USA und Europa darstellen. 
Um dieser Bedrohung angemessen zu begegnen, reiche es nicht aus, die derzeitigen Mitglieder al Qaidas zu 
verfolgen. Es müsse darüber hinaus die Fähigkeit der Organisation, neue Mitglieder zu rekrutieren, einge-
schränkt werden. Ansonsten entstehe nur ein kurzzeitiger Effekt, der aber nicht die Ursache des Terrorismus 
bekämpft. 

Neue Mitglieder werden zum Teil aus der lokalen Be-
völkerung in den Rückzugsräumen rekrutiert. Eine 
notwendige Voraussetzung zur Radikalisierung der 
Bevölkerung muss erfüllt sein: Es muss einen Ver-
mittler (z. B. einen Warlord) zwischen den unzufriede-
nen und verarmten Einwohnern und der für die Situa-
tion verantwortlichen Politik geben. Dieser Vermittler 
kanalisiert die Bedürfnisse der Bevölkerung und wird 
zu einem politischen Akteur. Er nimmt fehlende oder 
ungenügende staatliche Aufgaben bzw. institutionel-
le Funktionen wahr. Neben verschiedenen Ansätzen 
in der Politikwissenschaft erklärt die Ökonomie der 
organisierten Kriminalität dieses Phänomen aus der 
Perspektive der Institutionenökonomik.4 Prägnante 
Beispiele für solche Vermittler sind die Hisbollah, die 
faktisch im Libanon einen Staat im Staate gebildet 
hat, und die Tamil Tigers, welche vor allem im nördli-
chen Teil Sri Lankas bis zum Jahr 2009 die Staatsge-
walt de facto ausgeübt haben.

Einen weiteren Erklärungsansatz für die Radikalisie-
rung der Bevölkerung bietet die Frustrationstheorie. 
Sie beschäftigt sich damit, wann Frustrationen auch 
auf gesellschaftlicher Ebene zu Aggressionen führen 
können, die sich dann bspw. in der Unterstützung 
terroristischer Vereinigungen widerspiegeln.5 

Unterschiedliche Faktoren im politischen System des 
jeweiligen Landes führen der Theorie zufolge dazu, 
dass die Frustration über die eigene Armut, gerin-
ge Zukunftschancen etc. in der Bevölkerung zu ver-
stärkten Aggressionen führen. Diese können wie-
derum durch einen Vermittler gezielt in bestimmte 
Richtungen gelenkt werden. 

Es wurde versucht, diese auslösenden Faktoren für 
eine Radikalisierung im Nahen Osten als ein Konglo-
merat verschiedener Autokratien mit einem starken 
Polizeiapparat zu identifizieren. Die Machtapparate 
dieser Autokratien extrahieren in hohem Maße die 

“The attempt to 
combine offensive 
actions overseas with 
defensive actions at 
home has made the whole 
undertaking much more 
controversial.” Stephen Biddle
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“The root causes of 
terrorism are not what 

people used to think they 
were.” Stephen Biddle

“This systematic 
frustration with the 
government eventu-

ally created a pressure 
cooker environment in 

which frustration with 
the government would 

lead to revolutionary 
activity.” Stephen Biddle

Ressourcen der Bevölkerung, um damit eine kleine 
Führungselite zu finanzieren. Der steigende Res-
sourcenbedarf, der für den Machterhalt aufgewendet 
werden muss, führt aber langfristig dazu, dass die 
wirtschaftliche Produktivität der Staaten sinkt. Die 
Restriktionen, die durch die Geheimdienste etc. auf-
erlegt werden, um das System zu erhalten, haben 
Nebeneffekte: Die wirtschaftliche Vernetzung wird 
eingeschränkt, Innovationen werden verhindert und 
der Anschluss an die Globalisierung wird verpasst. 
Des Weiteren werden dem Staat durch den aufge-
blähten Polizeiapparat Produktivkräfte entzogen. Die 
ökonomische Produktivität der Volkswirtschaft ist ge-
ringer, weil ein Großteil der Elite des Landes auf den 
Erhalt des Systems ausgerichtet ist und damit keinen 
produktiven Beitrag zum Sozialprodukt leistet. 

Es entsteht ein Kreislauf, der zu verstärkter Armut 
und weiterer Frustration führt. Diese intensiviert sich, 
wenn durch die Medien der westliche Lebensstandard 
bekannt ist. Der durch diesen Frustrationskreislauf in 
der Bevölkerung aufgebaute Druck kann sich auf un-
terschiedlichste Art und Weise entladen: Einerseits in 
(aus westlicher Sichtweise) positiver Hinsicht, wie es 
Anfang 2011 in Tunesien und Ägypten passiert ist;6 
andererseits kann der Druck aber auch dazu führen, 
dass sich radikalisierte Fronten herausbilden, die zu 
Terror oder Bürgerkrieg führen können, wie bspw. im 
Irak oder während des Zerfalls Jugoslawiens.

Einige Staaten kanalisieren diese Frustration der Be-
völkerung und unterstützen antiwestliche Wert- und 
Politikvorstellungen, um Revolutionen gegen das 
eigene Regime zu verhindern. Dieser Antiamerika-
nismus verbindet als kleinster gemeinsamer Nenner 
die unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Da das 
dadurch kreierte Feindbild weit entfernt und uner-
reichbar scheint, folgen zunächst keine unmittelba-
ren Konsequenzen. 

Aufgrund der nicht unmittelbaren Betroffenheit 
hat die westliche Welt diese Tendenzen lange Zeit 
ignoriert. Erst mit dem ‚Vermittler‘ Osama bin Laden, 
der die Frustrationen auf die westliche Welt bzw. 
alles ‚Nicht-Islamische‘ lenkte, veränderte sich die-
se Einstellung. Bin Laden ist es gelungen, den Feind 
sichtbar und aufgrund einer dezentralisierten, trans-
nationalen Organisationsstruktur auch angreifbar 
zu machen. Die Frustration der Bevölkerung wurde 
somit zu einer Waffe, die durch einen Vermittler in 
Richtung Antiamerikanismus kanalisiert wird. Mit den 
Anschlägen vom 11. September 2001 wurde sie auch 
zu einer Bedrohung für die westliche Welt. 

Diese entschloss sich daraufhin, in die lokalen Struk-
turen im Nahen Osten einzugreifen, um die Ursachen 
des Terrorismus zu bekämpfen. Damit einher ging der 
Versuch, die politischen Strukturen im Nahen Osten 
nachhaltig zu verändern. Zum Einen wurde mit dem 
– aus militärstrategischer Sicht – am einfachsten zu 
erreichenden Ziel begonnen: dem Einmarsch in Af-
ghanistan im Oktober 2001. Zum Anderen begann 
im März 2003 der zweite Irakkrieg. Die Hoffnung be-
stand darin, dass ein Dominoeffekt entstehen und 

sich das stabilere Modell der Demokratie im Nahen 
Osten ausbreiten würde.7

Problematisch an dieser eher militärstrategischen 
Vorgehensweise ist unter anderem, dass Demokra-
tien nicht einfach aus dem Nichts heraus entstehen, 
sondern einen langen Prozess durchlaufen, bis sie zu 
einer stabilen Staatsform werden. Das Scheitern des 
Vorgehens im Irak führte somit auch zu einer Verän-
derung der dahinter stehenden Rekrutierungsargu-
mentation in der Politik. 

Dafür gibt es zwei Hauptgründe: Zum Einen hat sich 
herausgestellt, dass die Vorgehensweise, ein Land 
durch vorübergehende militärische Machtübernahme 
zu demokratisieren, schwerer umzusetzen ist, als an-
fangs gedacht. Zum Anderen hat sich gezeigt, dass 
sich die Rekrutierungsbasis von al Qaida nicht wie 
angenommen nur im Nahen Osten zentriert. Das Pro-
blem der Radikalisierung ist sehr viel komplexer als 
ursprünglich angenommen. So hat sich in der Zwi-
schenzeit gezeigt, dass es auch in westlichen Staaten 
Rekrutierungspotential gibt. Deshalb ist das Argu-
ment der Einflussnahme auf die Rekrutierung durch 
Maßnahmen in Übersee das schwächste der genann-
ten drei und hat sich im Verlauf der Debatte in das 
Safe-Haven-Argument gewandelt.
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Entzug der Zufluchtsorte 
Das Hauptargument für die Intervention 2001 in Afghanistan war die Vertreibung al Qaidas aus ihren Rück-
zugsräumen. Unter dem Schutz der Taliban agierte Osama bin Laden mit seinen Unterstützern bis dahin 
völlig frei und ungestört in Afghanistan. Dies galt es, dauerhaft durch eine Demokratisierung des Landes zu 
verhindern. Die zusammengefasste Begründung lautete, dass die Terroristen keine Bedrohung mehr darstel-
len, sobald sie keinen Safe Haven mehr haben. Auch dieses Argument wird inzwischen kontrovers diskutiert. 

Ein Grund hierfür ist, dass das Engagement in Afgha-
nistan erheblich teurer geworden ist als anfangs ver-
mutet. Die ökonomischen Konsequenzen haben das 
ursprüngliche Ziel der Terrorismusbekämpfung den 
Entzug des sicheren Rückzugsraums in den Hinter-
grund gedrängt.8 

Eine weitere Erkenntnis, die den Entzug der Safe 
Haven in der Argumentation verdrängt hat, ist die 
transnationale Struktur al Qaidas. Diese macht sich 
die modernen Kommunikationsmöglichkeiten zu Nut-
ze. Rückzugsorte können somit vielerorts auf der 
Welt sein. Das Internet bietet die ideale Plattform 
für den Austausch von terroristischem Gedankengut 
und die moderne Kommunikation bildet die Planungs-
grundlage von Aktivitäten. 

Allerdings sind der digitalen Kommunikation Grenzen 
gesetzt. Die Vernetzung durch das Internet und über 
mobile Geräte ersetzt nicht die Kommunikation von 
Angesicht zu Angesicht. Andernfalls würden z. B. vie-
le Firmen mit deutlich weniger Büroräumen auskom-
men. Die Erfahrung zeigt aber, dass bei Videokonfe-
renzen und ähnlichem die Aufmerksamkeitsschwelle 
vergleichsweise hoch ist. Bei der Kommunikation von 
Angesicht zu Angesicht werden aufgrund der niedri-
geren Schwelle mehr Informationen ausgetauscht.9   
Videokonferenzen u. ä. können nicht dauerhaft die 
persönliche Interaktion zur Planung und Vorbereitung 
einer terroristischen Tat ersetzen. Vor allem eine 
essentielle Voraussetzung für die Erledigung komple-
xer Aufgaben wird nur durch persönliche Kommuni-
kation aufgebaut – Vertrauen. Vertrauen ist – gerade 
in Anbetracht der vertraulichen Natur der Inhalte – 
ein entscheidender Faktor in terroristischen Organi-
sationen. Je komplexer ein Vorhaben, sei es in einem 
Unternehmen oder einer Terrororganisation, desto 
wichtiger ist die persönliche Kommunikation.

Im Bereich der Terrorismusabwehr werden vie-
le unterschiedliche Anschlagsmöglichkeiten und 
-szenarien durchgespielt. Die Bedrohungen werden 
nach ihrer Wahrscheinlichkeit und ihrer Schadens-
höhe klassifiziert. Diese Form der Priorisierung fin-
det aber auch auf der gegnerischen Seite statt. Auch 

terroristische Organisationen haben eine Prioritäten-
liste. Auf dieser steht das Überleben der Führungs-
struktur der eigenen Organisation an erster Stelle. 

Warum also werden nicht viel mehr Anschläge von 
der langen Liste der potentiellen Anschlagsziele 
verübt? Ein Grund scheint darin zu bestehen, dass 
Strukturen, die jemandem innerhalb einer westlichen 
Gesellschaft so angreifbar und verletzlich erscheinen, 
von außen betrachtet viel komplexer wirken. 

Vor allem ist aus der Sicht der Terroristen zu berück-
sichtigen, was alles organisiert werden muss, um 
einen erfolgreichen Anschlag zu verüben. Besonders 
schwierig ist in diesem Zusammenhang, dass bei ei-
nem größeren Anschlag verschiedene Spezialisten 
benötigt werden, die alle verdeckt koordiniert werden 
müssen. So benötigt man Experten für Dokumenten-
fälschung; Leute, die sich mit der Kultur des Landes 
auskennen, um Sicherheitsroutinen auszukundschaf-
ten; einen Sprengstoffexperten oder einen Chemiker, 
wenn man bspw. die Wasserversorgung vergiften 
will. Die Komplexität erfordert wiederum, aus kom-
munikationstheoretischer Sicht, eine Planung und 
Vorbereitung von Angesicht zu Angesicht und genau 
diese komplexe Planung wird durch Antiterrormaß-
nahmen erschwert. 

Indem den Terroristen ihre Rückzugsräume genom-
men werden, werden ihre persönliche Kommunika-
tion und damit die Planung gestört. Die Terroristen 
wissen, dass sie mit Gewalt angegriffen werden, 
sollte ihr Aufenthaltsort bekannt sein und die Gefahr 
eines Informationslecks steigt mit der Anzahl der 
versammelten Personen.

Ein weiterer Faktor sind die geheimdienstlichen Ope-
rationen zur Terrorismusbekämpfung. Als die Taliban 
noch in Afghanistan herrschten, stand der afghani-
sche Geheimdienst, das „Nationale Sicherheitsdirek-
torat“, zwischen Osama bin Laden und den westlichen 
Geheimdiensten und erschwerte dadurch die Infor-
mationsgewinnung letzterer. Heutzutage kooperieren 
die westlichen Geheimdienste mit den lokalen Ge-
heimdiensten und versuchen, al Qaida zu infiltrieren. 
Das führt dazu, dass die Rekrutierungsmöglichkeiten 
der Terrororganisation erschwert werden. Jeder neue 
Rekrut könnte ein Spion sein. In der Konsequenz 
werden neue Rekruten schlechter ausgebildet, da sie 
keinen Zugang zum inneren Zirkel der Organisation 
erhalten.10

Eine der größten Bedrohungen für jede Terrororga-
nisation ist die Spionage. Dies gilt insbesondere in 
einer feindlichen Umgebung, in der man nicht über 
ein eigenes, sicheres Territorium verfügt. Deshalb ist 
es wichtig, dass terroristischen Organisationen ihre 
Safe Haven entzogen werden. Dies kann zwar durch 

“That‘s why we have large 
office buildings and face-
to-face interaction and 
they need it, too.” 
Stephen Biddle
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Proliferation 
Das dritte Argument ist das stärkste und älteste, aber auch das kontroverseste. Schützen die offensiven Maß-
nahmen in anderen Ländern davor, dass nuklearwaffenfähiges Material in die Hände von Terroristen gelangt? 

einen Einmarsch des Militärs erfolgen, das ist aber 
aufwendig und nicht notwendigerweise effektiv. Ver-
hältnismäßiger wäre es, sich auf Spionage und präzi-
se Luftangriffe zu konzentrieren. Solche Maßnahmen 
könnten helfen, das Gewaltmonopol des afghani-
schen Staates durchzusetzen. Dies erfordert aber ei-
nen entsprechenden politischen Willen, denn zumin-
dest in der medialen Wahrnehmung ist die Zahl der 
zivilen Opfer bei Luftangriffen relativ hoch.11 Die ge-
zielte Bekämpfung terroristischer Aktivitäten scheint 
jedoch die aussichtsreichere Strategie zu sein. 

“The central threat to  
most terrorists  most of 

the time is espionage.” 
Stephen Biddle

Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Staat eine terro-
ristische Organisation wie al Qaida mit Nuklearwaf-
fen beliefert, ist gering. Der Grund hierfür ist ein-
fach: Die Wahrscheinlichkeit, dass der Staat, der das 
nuklearwaffenfähige Material weitergibt, im Nachhin-
ein identifiziert werden kann, ist relativ hoch. Durch 
Proliferation würde ein solcher Staat sich der Ge-
fahr aussetzen, durch die westlichen Alliierten öko-
nomisch sowie militärisch bestraft zu werden. Dies 
müssten insbesondere die Eliten des Landes fürch-
ten. Dieser Logik zufolge ist die Weitergabe von 
nuklearwaffenfähigem Material durch einen Staat 
eher unwahrscheinlich.

Das realistischere Bedrohungsszenario besteht da-
rin, dass ein fragiler Staat, der Nuklearwaffen be-
sitzt, kollabiert und im Zuge eines Zusammenbruchs 
spaltbares Material auf den Schwarzmarkt gelangt.12 
Ein solches Szenario ist bspw. für Pakistan denkbar. 
Pakistan ist seit seiner Unabhängigkeit von Konflik-
ten zwischen verschiedenen Ethnien und Glaubens-
gruppen geprägt. Es ist vorstellbar, dass im Fall ei-
nes Bürgerkriegs unterschiedliche politische Lager 
Zugriff auf Teile des Waffenarsenals und damit auch 
auf die Nuklearwaffen des Landes erlangen. Eine 
terroristische Organisation könnte in einem solchen 
Fall an nuklearwaffenfähiges Material gelangen. Die-
ses Szenario ist eines, das – wenn auch mit gerin-
ger Eintrittswahrscheinlichkeit – denkbar ist. Da der 
potentielle Schaden in einem solchen Szenario aber 
unerträglich hoch wäre, lohnt es sich politisch, hier 
viele Ressourcen zu investieren, um seine Verwirkli-
chung zu unterbinden.

Welche Maßnahmen könnten vorbeugend getroffen 
werden, um ein solches Szenario zu verhindern? Die 
internationale Gemeinschaft kann bspw. versuchen, 
einen fragilen Staat mit externer Hilfe zu stabilisie-
ren. Diese Unterstützung könnte bspw. in Form von 
finanziellen Mitteln erfolgen oder durch Ausbildungs-
hilfe z. B. bei der Bekämpfung von Aufständischen. 
Beide Möglichkeiten wurden in der Vergangenheit 
versuchsweise umgesetzt.13 Doch werden die finan-
ziellen Mittel, die Pakistan zufließen, häufig nicht 
für das verwendet, wofür sie ursprünglich vorge-
sehen waren, gleichgültig, mit wie vielen offiziellen 

Restriktionen sie verbunden sind.14 Auch Unterstüt-
zung bei der Ausbildung ist nicht möglich, da jede 
Hilfe diesbezüglich von Pakistan abgelehnt wird und 
selbst der diplomatische Kontakt schwierig ist. 

Letztlich kann die westliche Welt nicht viel tun, um 
Pakistan zu stabilisieren. Es besteht im Gegenteil die 
Gefahr, dass sich die Situation in Pakistan durch einen 
misslungenen Einsatz in Afghanistan weiter ver-
schlimmert. Würden die Taliban wieder die Kontrolle 
über den afghanischen Staat erlangen, hätten sie die 
staatlichen Ressourcen, um die fragile und säkulare 
Führung Pakistans zu destabilisieren. Das Risiko ei-
nes Kollaps' in Pakistan würde somit ansteigen. Auch 
deshalb ist es von elementarer Bedeutung, dass der 
internationale Einsatz in Afghanistan erfolgreich ist. 

Der stabilisierende Effekt, der von einem befriedeten 
Afghanistan ausgehen könnte, hätte einen positiven 
Einfluss auf die ganze Region und vor allem Pakistan. 
Dabei lässt sich nicht vorhersagen, ob die Kosten des 
Afghanistaneinsatzes den Nutzen aufwiegen oder ob 
dieser Einsatz wirklich den gewünschten Effekt erzie-
len wird. Trotzdem ist das Stabilitätsargument wich-
tig, auch wenn es indirekt ist. Ein stabiles Afghanistan 
reduziert die Wahrscheinlichkeit, dass al Qaida oder 
andere terroristische Organisationen an Massenver-
nichtungswaffen gelangen und Pakistan, mit seinen 
Nuklearwaffen, gänzlich zu einem ‚Failing State‘ wird.

“States have something 
to protect.

States can be retaliated 
against.

States can be identified.” 
Stephen Biddle
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Fazit 
Nationale und internationale Strategien zur Terrorismusbekämpfung stehen in einer Wechselbeziehung zu-
einander. Die nationalen Verteidigungsmaßnahmen werden seit den Anschlägen vom 11. September 2001 
durch offensive Präventionsstrategien in anderen Ländern ergänzt. Die Wechselbeziehungen zwischen einer 
defensiven, nationalen und einer offensiven, internationalen Verteidigungsstrategie sind vielfältig und wurden 
hier nur in Teilen analysiert. Die Auswirkungen des transnationalen Terrorismus sind nicht mehr national be-
grenzt, deshalb ist eine internationale Kooperation über die Begrenztheit einer militärischen Strategie hinaus 
erforderlich. 

“Because all the things that look 
so vulnerable to us in our societies 
require a lot of collaboration 
among specialists to destroy.
We have, in fact, made that kind of 
collaboration a lot harder.”
Stephen Biddle

Die politische Vernetzung von Nationalstaaten in 
multilateralen Organisationen, wie bspw. der UNO 
und der NATO, ermöglicht nicht nur gemeinsames 
Handeln, sondern fordert es auch ein. Der innen-
politische Umgang mit den Konsequenzen aus den 
offensiven, internationalen Maßnahmen zur Terroris-
musbekämpfung in Deutschland und den USA variiert 
stark. Die internationale Strategie der USA ist dabei 
deutlich offensiver angelegt als die Deutschlands, 
wie man zuletzt am Libyenkonflikt erkennen konnte. 
Doch auch in Deutschland steigt die Zahl der Aus-
landseinsätze der Bundeswehr kontinuierlich an. Die 
Folgen sind zwiespältig. 

Zum Einen verändert sich die Bedrohungslage im 
Innern. Deutschland rückt durch die Beteiligung am 
„Krieg gegen den Terror“ stärker in den Fokus der 
Terroristen. Zum Anderen sind langfristige, strate-
gische und vernetzte Konzepte, sowohl innen- als 
auch außenpolitisch, bei der Terrorismusbekämp-
fung notwendig. Ob diesbezüglich eine militärische 

Vorgehensweise eine effiziente Strategie ist, sei da-
hingestellt. Ein Versagen des bereits eingeschlage-
nen Weges in Afghanistan könnte jedoch äußerst ne-
gative Folgen haben. 

Der intendierte positive Effekt einer länderübergrei-
fenden Demokratisierung durch den Afghanistanein-
satz ist bisher noch nicht eingetreten. Die derzeitigen 
Entwicklungen in Nordafrika zeigen, dass Demokra-
tisierungsprozesse auch ohne einen teuren militäri-
schen Eingriff westlicher Mächte ausgelöst werden 
können. Ebenfalls kann man am Beispiel Nordafrikas 
erkennen, dass Demokratisierungstendenzen durch-
aus das Potential haben, auf Nachbarstaaten über-
zugreifen. Ob hierbei die ausgebliebene Intervention 
fremder Mächte den entscheidenden Unterschied dar-
stellt, wird sich zeigen. In einem solchen Fall müss-
te die Terrorbekämpfungsstrategie, die derzeit von 
Deutschland und den USA verfolgt wird, fundamental 
überarbeitet werden.
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